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A N T O N  P L  E N  I  K O  W S  К I

TachUcha undpolitische Schulung Ы da? Verwaltung tut not
Der Befehl 201 der SMA fordert u. a. die Entfernung aller 

noch in der Verwaltung tätigen aktiven Faschisten und Militari­
sten'von all^n öffentlichen und halböffentlichen Posten innerhalb 
einer Frist von drei Monaten. Danach wird dei wichtigste Prozeß 
der Demokratisierung der Verwaltung, die Säuberung von Nazi­
aktivisten, seinen Abschluß finden. Nahezu gleich bedeutungsvoll 
wie die Entnazifizierung ist für den Prozeß der Demokratisierung 
der Verwaltung die Beseitigung des alten Berufsbeamtentums. 
Doch weder die Säuberung von Nazielementen noch die Besei­
tigung des alten Berufsbeamtentums^genügen zur Sicherung und 
Festigung der Demokratie in der Verwaltung. Damit sind nur die 
Fundamente für einen Verwaltungsapparat gelegt, der auch wirk­
lich dem Volke dient.

Unsere Sorge mußjiun darauf gerichtet sein, zu verwirklichen, 
was in den Verfassungen der Länder der sowjetischen Besatzungs­
zone vom Verwaltungsangestellten gesagt wird: „Die Angestell­
ten im öffentlichen Dienst sind Diener des Volkes. Sie müssen 
sich des Vertrauens des Volkes jederzeit würdig erweisen .“ Dieser 
Grundsatz erfordert die feste Verwurzelung aller Angestellten des 
öffentlichen Dienstes im fortschrittlichen demokratischen Denken 
und Handeln. Das aber kann nur geschehen durch Schulung und 
ständige Vermittlung von politischem ugd fachlichem Wissen.

überprüfen wir offen und kritis<*h die gegenwärtige Situation 
in der Verwaltung. Nirgends in Deutschland ist bisher so gründe 
lieh entnazifiziert worden, wie in der Ostzone. So wurden z. B, 
in Thüringen bis zum 25. Mai 1947 allein 57 658 Personen aus 
der Verwaltung und 21 184 aus der WirtschaftVusammen also 
78 842 Personen, entlassen. Das bedeutet, daß in der ganzen 
sowjetischen Besatzungszone Hunderttausende von Personen in 
der Verwaltung tätig -sind, die früher eine solche Arbeit nicht aus­
übten. Hinzu kommt, daß der Trümmerhaufen, den die Nazis 
hinterließen, und die Aufgaben der Demokratisierung unseres poli­
tischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens unsere 
Verwaltungen vor außerordentliche schwierige Aufgaben stellen. 
Diese Schwierigkeiten wurden bisher vor allem durch die anti­
faschistisch-demokratischen Kräfte gemeistert, die früher nie eine 
Verwaltungstätigkeit ausgeübt haben. Ohne ihre Arbeitsfreudig^ 
keit und ihr Zielbewußtsein wäre der Aufbau unserer fortschritt­
lich-demokratischen Ordnung nicht geglückt. Die sogenannten 
alten Berufsbeamten wären mit diesen Schwierigkeiten nie fertig 
geworden. Es gibt aber auch in der Verwaltung noch allerorts 
Mängel und Fehler, die beseitigt werden müssen. Die Befesti­
gung und der Ausbau der neuen fortschrittlich-demokratisjhen 
Ordnung fordert heute stärker al^ bisher neben Begeisteruncfund 
Zupacken ein gründliches politisches und fachliches Wissen. Jpas 
spüren unsere Genossen, die in der Verwaltung arbeiten, selbst. 
So schreibt uns der Genosse G. N. bei Magdeburg:

„Als Sekretär der hiesigen 17 000 Einwohner zählenden Ge­
meinde bin ich dann interessiert, eine fachliche Ausbildung zu 
erhalten, um tatsächlich dem Bürgermeister in allen verwaltungs­
technischen Dingen ein geschulter Ratgeber sein zu können. Auch 
als Personalchef der mit 70 Mitarbeitern besetzten Gemeindever­
waltung ist es für mich von außerordentlicher Wichtigkeit, mit 
allen Sparten der vorkommendenVerwaltungsarbeit bis ins kleinste 
vertraut zu sein. Meiner Meinung nach genügt es heute, nach 
zwei Jahren, nicht mehr, nur ein guter Antifaschist zu sein, son­
dern jeder Angestellte muß bestrebt sein, auch in fachlicher Hin­
sicht als Vorbild zu gelten. Diese Gedankengänge bewegen mich, 
an euch zu schreiben, mir mitzuteilen, wo bereits in der sowjeti­
schen Zone Verwaltungsschulen bestehen, damit ich mir dort das 
notwendige fachliche Rüstzeug für meinen Beruf holen kann.“

Dieser Genosse fühlt selbst, was ihm not tut; andere entfalten 
nicht diese Initiative, bedürfen aber ebenfalls der Schulung.

Unseren Genossen in der Verwaltung fehlt jedoch nicht nur 
das notwendige fachliche, sondern auch das politische Rüstzeug. 
Erwähnt sei hier nur das Beispiel des Genossen B. Aus der 
Arbeiterschaft kommend, war er lange Jahre führender Funktionär 
in der Gewerkschaftsbewegung und ein aufrechter und tapferer 
Antifaschist, der für seine Überzeugung jahrelang im Konzentra­
tionslager gesessen hat. Er wurde nach dem Sturz der faschisti­
schen Herrschaft Direktor einer Industrie- und Handelskammer. 
Die Unternehmer prophezeiten ein baldiges Versagen, aber B,

setzte sich durch und leistete mustergültige Arbeit. Dabei wurde 
er aber ein solcher „Nur-Fach-und-Verwaltungsmann", daß er 
das politische Ziel unserer gesamten Arbeit aus den Augen ver­
liert und alle Maßnahmen und4 Urteile nur vom „fachlichen" 
Standpunkt trifft. Für politische Schulung aber hat er „keine Zeit" 
mehr. Bei einer Unterredung mit ihm stellte ich fest, daß er nicht 
einmal wußte, wieviel landeseigene Betriebe in seinem Arbeits­
gebiet vorhanden sind, und war (als Direktor der Industrie- und 
Handelskammerl) über ihre Bedei/tung für den Aufbau unserer 
neuen demokratischen Wirtschaftsordnung nicht besser unter­
richtet als ein Durchschnittsmitglled unserer Partei.

Gewiß, in den hinter uns liegenden zwei Jahren erstickten 
unsere Genossen in den Verwaltungem in der Fülle der geforder­
ten Arbeiten. Die fachlich nicht genügend geschulten Genossen 
waren — nicht aus bösem Willen, sondern im Bewußtsein der 
großen Verantwortung, die auf ihren Schultern ruht — der Mei­
nung, daß sie sich auch nicht einen Tag dieser Arbeit entziehen 
können, um sich politisch zu schulen; unsere qualifizierten Ge­
nossen aber meinten, die Fülle der Arbeit gestatte es ihnen nicht, 
auch nur einen Tag der fachlichen und politischen Schulung die­
ser Genossen zu opfern. War in Wirklichkeit nicht die fehlende 
Erkenntnis der Notwendigkeit der Verwaltungsschulung der hem­
mende Faktor? Selbstkritisch müssen wir sagen, daß dieser Vor­
wurf nicht nur die Genossen in der Verwaltung trifft, sondern 
unsere gesamte Partei. Wir haben die Säuberung der Verwaltung 
und der Wirtschaft allzusehr nur als eine Angelegenheit der da­
für eingesetzten Reinigungskommissionen und Säuberungsaus­
schüsse sowie der Verwaltung und der Wirtschaft selbst ange­
sehen; aber in noch stärkerem Maße haben wir die Heranschu­
lung der neuen Kräfte für die demokratische Verwaltung und 
Wirtschaft vernachlässigt. Dabei muß ganz eindeutig gesagt wer­
den, daß eine rein fachliche Schulung ohne politische Bildung 
genau so den Zweck verfehlt, wie eine ausschließlich politische 
ohne Aneignung der nötigen Fachkenntnisse.

Doch abgesehen davon, daß die Verwaltungsschulung in den 
einzelnen Ländern noch sehr unterschiedlich aufgebaut ist, man­
gelt es an ihrer wirklichen und ernsthaften Unterstützung durch 
die Partei. Es gibt Genossen, die es nicht nur für überflüssig 
halten. Verwaltungsschulen zu besuchen, sondern die sogar ande­
ren Genossen mit dem Hinweis der Unabkömmlichkeit den Besuch 
der Verwaitungsschulen unmöglich machen. In den Diskussionen 
der Länderparteitage wurde das offen kritisiert und verlangt, in 
Zukunft auf Partei- und Verwaltungsschulen nicht Genossen zu 
schicken, „die gerade Zeit haben" oder die ausruhen möchten, 
sondern alle die, die die Schule für ihre Arbeit benötigen.

Die aus der Arbeiterschaft, dem Handwerkerstand und aus 
technischen Berufen hervorgegangenen neuen Verwaltungsange­
stellten haben sich in ihrer Mehrheit durchaus befähigt erwiesen, 
die auf ihrem speziellen Arbeitsgebiet anfallenden Probleme und 
Aufgaben anzupacken, zu meistern und zu lösen. Aber sie ver­
fügen in noch ungenügendem Maße über die Erfahrungen auf 
verwaltungsmäßigem Gebiet und es fehlt ihnen vielfach der poli­
tische Weitblick, um in allen Fällen richtig zu entscheiden und zu 
urteilen. Das führt entweder dazu, daß sie sich oft aus Bequem­
lichkeit solcher „Fachleute" bedienen, die eigentlich aus der Ver­
waltung entfernt werden müßten, oder aber zum Rückfall in Büro­
kratismus. Der Amtsschimmel, den wir mit dem nazistischen 
Verwaltungsapparat vertrieben glaubten, macht sich in manchen 
Verwaltungsstellen schon wieder recht deutlich bemerkbar, und 
oft ist es nur verwaltungsfachliche Unfähigkeit, für die der Büro­
kratismus den Mantel hergibt. #

Wir dürfen die Augen nicht vor solchen reaktionären Bestre­
bungen verschließen, die auch jptzt wieder in bewußt falscher 
Auslegung der politischen Bedeutung des Befehls 201 den Ver­
such unternehmen, die aus den Verwaltungen entfernten Nazisten 
in diese wieder hineinzubekommen. Auf gleicher Linie liegen die 

s Versuche in einigen Verwaltungen, erprobte und zuverlässige 
Antifaschisten durch „Fachkräfte" auf untergeordnete^ Verwal­
tungsstellen abzuschieben oder ihre Arbeit zu sabotieren.

Diese reaktionären Tendenzen in der Verwaltung können nur 
mit dem Rüstzeug politischen und fachlichen Wissens bekämpft 
werden. Darum: Verbessert und verstärkt die fachliche und 
politische Schulung in der Verwaltung,
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